
Anhang A · Vorlage Joint-Controller-Vereinbarung (Art. 26 DSGVO)

Präambel
Vereinbarung über die gemeinsame Verantwortlichkeit nach Art. 26 DSGVO Stand: Mai 2026

zwischen

LWYRUP UG (haftungsbeschränkt), Kirchgasse 22-24, 37235 Hessisch Lichtenau (nachfolgend „LWYRUP”)

und

[Kanzlei], [Anschrift] (nachfolgend „Kanzlei”)

§ 1 Gegenstand

Die Parteien verarbeiten im Rahmen der Vermittlungsplattform LWYRUP personenbezogene Daten von Nutzern
und – soweit im Einzelfall berührt – von Dritten. Sie sind hierfür innerhalb der Plattform-Phase im Sinne dieser
Vereinbarung gemeinsam Verantwortliche nach Art. 26 DSGVO.

§ 2 Phasen und Aufgabenzuteilung

(1) Die Plattform-Phase umfasst: Pre-Check und Routing, Ablage und Verschlüsselung der Falldaten, KI-
gestützte Vorbereitung, Bereitstellung des Kommunikationskanals, Terminbuchung und Videoberatung,
Wallet- und Honorarabrechnung sowie alle hiermit zusammenhängenden Plattform-Funktionen.

(2) Die Mandatsphase umfasst die anwaltliche Bewertung, Schriftsatzerstellung, Vertretung gegenüber Behör-
den und Gerichten, Aufbewahrung im Mandatsregister sowie alle weiteren Tätigkeiten der Kanzlei außer-
halb der Plattform.

(3) Innerhalb der Plattform-Phase trifft LWYRUP die maßgeblichen Entscheidungen über die Mittel der Verar-
beitung. Die Kanzlei akzeptiert die Architektur der Plattform und die in den Anlagen beschriebenen techni-
schen Verfahren.

(4) Innerhalb der Mandatsphase ist die Kanzlei alleinverantwortlich; diese Vereinbarung gilt insoweit nicht.

§ 3 Rechtsgrundlagen

Die Verarbeitung in der Plattform-Phase stützt sich auf Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO sowie – bei besonderen
Kategorien – auf Art. 9 Abs. 2 lit. a und f DSGVO.

§ 4 Anlaufstelle für Betroffenenrechte

(1) Anlaufstelle für die Wahrnehmung von Betroffenenrechten in der Plattform-Phase ist LWYRUP (in-
fo@lwyrup.eu, Datenschutzbeauftragter Christian Säfken, datenschutz@temion.eu).

(2) Anfragen, die die Mandatsphase betreffen, leitet LWYRUP unverzüglich an die Kanzlei weiter; umgekehrt
leitet die Kanzlei plattformbezogene Anfragen unverzüglich an LWYRUP. Die Pflicht jeder Stelle, Anfragen
auch unmittelbar entgegenzunehmen und zu beantworten, bleibt unberührt (Art. 26 Abs. 3 DSGVO).

§ 5 Datenpannen

(1) Die Parteien informieren sich gegenseitig unverzüglich, spätestens innerhalb von 24 Stunden ab Kenntnis-
nahme über jede Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, die die Plattform-Phase betreffen
könnte.

(2) Die Meldung an die Aufsichtsbehörde nach Art. 33 DSGVO und die Benachrichtigung der Betroffenen nach
Art. 34 DSGVO für die Plattform-Phase übernimmt LWYRUP, sofern nicht im Einzelfall etwas anderes
vereinbart ist.

(3) LWYRUP führt seinen Anteil gemäß DATENPANNEN_RUNBOOK.md aus; die Kanzlei stellt die für die Bewer-
tung erforderlichen Informationen unverzüglich bereit.

§ 6 Information der Betroffenen
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Die Parteien stellen sicher, dass das Wesentliche dieser Vereinbarung den Betroffenen über die Datenschutz-
erklärung von LWYRUP und über die Datenschutzerklärung der Kanzlei zugänglich ist (Art. 26 Abs. 2 Satz 2
DSGVO). Mustertext: Anhang B dieses Klärungsdokuments.

§ 7 Technische und organisatorische Maßnahmen

LWYRUP erbringt die in SECURITY.md und VVT.md Abschnitt C beschriebenen technisch-organisatorischen
Maßnahmen. Die Kanzlei sichert ihre eigenen Systeme nach dem Stand der Technik und unterhält eigene Maß-
nahmen für die Mandatsphase.

§ 8 Auftragsverarbeiter

LWYRUP beauftragt die in VVT.md Abschnitt C.3 sowie der Datenschutzerklärung Abschnitt 7 genannten Auf-
tragsverarbeiter; alle verarbeiten ausschließlich in der EU.

§ 9 Haftung und Innenausgleich

(1) Im Außenverhältnis haftet jede Partei den Betroffenen nach den Vorgaben des Art. 26 Abs. 3 DSGVO; das
gesamtschuldnerische Außenverhältnis nach Art. 82 DSGVO bleibt unberührt.

(2) Im Innenverhältnis trägt jede Partei diejenigen Schäden, die sie durch eigene Pflichtverletzungen verur-
sacht hat. Bei nicht eindeutig zuordenbaren Verstößen tragen die Parteien Schäden im Verhältnis ihrer
Verantwortungsbeiträge.

§ 10 Laufzeit, Änderungen, Schlussbestimmungen

(1) Diese Vereinbarung gilt für die Dauer der Plattformteilnahme der Kanzlei.

(2) Änderungen bedürfen der Textform.

(3) Sollten einzelne Bestimmungen unwirksam sein, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unbe-
rührt; die unwirksame Bestimmung wird durch eine wirksame ersetzt, die dem wirtschaftlichen Zweck am
nächsten kommt.

Versionierung
KANZLEI_ANLAGE_A_JOINT_CONTROLLER.md

Version Datum Änderung

0.1 2026-04-30 Erstentwurf des
Kanzlei-Rahmenvertrags; Anlagen
1–4 referenzieren bestehende
Dokumente, Anlage 5
(Vergütungs-/Splitting-Modell) ist je
Produkt separat zu vereinbaren.

0.2 2026-04-30 Anlagen-Struktur differenziert (A/B
als Vereinbarungen, I–III als
kanzleirelevante Briefings; interne
Vollkonzepte ausdrücklich nicht
Vertragsbestandteil). Neuer § 3a
„Kanzleieigene Workflows”
(QR-Code-Onboarding) mit
Verantwortlichkeitsklärung,
Pflichtbestandteilen, Verboten,
Versionierung, Vergütung und
Sperrrecht.

1.0 2026-05-21 Freigabe
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